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Vorbemerkung

Ausbau des Schienenwegenetzes des Bundes

Gemäß § 7 Bundesschienenwegeausbaugesetz (BSchwAG in der Fassung vom 15. November 1993, BGBl. I S. 1874,
zuletzt geändert durch Art. 6 Abs. 135 des Eisenbahnneuordnungsgesetzes vom 27. Dezember 1993, BGBI. I S. 2378,
2423, berichtigt mit Gesetz vom 1. September 1994, BGBI. I S. 2439), berichtet das Bundesministerium für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen dem Deutschen Bundestag jährlich über den Fortgang des Ausbaus des Schienenwegenet-
zes nach dem Stand vom 31. Dezember des Vorjahres.

Dieser Bericht erstreckt sich auf den Berichtszeitraum vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1999.
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Teil A (Allgemeiner Teil)

1. Allgemeines

1.1 Einheit Deutschlands

Mit der Einheit Deutschlands am 3. Oktober 1990 und den
damit verbundenen neuen Anforderungen auch an die
Verkehrspolitik ergaben sich völlig neue Randbedingun-
gen für ein zukünftiges, den neuen Verkehrsbedürfnissen
entsprechendes Schienennetz.

Die Ziele für den Ausbau der Schienenwege wurden in
dem von der Bundesregierung am 15. Juli 1992 verab-
schiedeten Bundesverkehrswegeplan (BVWP '92) darge-
legt, der sowohl die noch abzuwickelnden Vorhaben des
BVWP '85 als auch die durch die Einheit Deutschlands
nun notwendige Schaffung von leistungsfähigen Eisen-
bahnverbindungen in den neuen und zwischen den alten
und den neuen Ländern berücksichtigt.

Das Schienenwegenetz der Eisenbahnen des Bundes wird
nach dem in Dringlichkeitsstufen gegliederten Bedarfs-
plan, der dem Bundesschienenwegeausbaugesetz
(BSchwAG) als Anlage beigefügt ist, ausgebaut.

Die Notwendigkeit der Neu- und Ausbaumaßnahmen
wurden vom Parlament mit dem BSchwAG selbst bestä-
tigt. Damit wird den Schienenwegeplanungen im Rahmen
eines integrierten Bundesverkehrswegeplanes ein größe-
res Gewicht beigemessen und die Realisierung der be-
schlossenen Vorhaben erleichtert.

Im Vorgriff auf den Bundesverkehrswegeplan wurden im
April 1991 die Verkehrsprojekte Deutsche Einheit (VDE)
von der Bundesregierung beschlossen, um möglichst
schnell über die für den wirtschaftlichen Aufschwung nö-
tige Verkehrsinfrastruktur zwischen den alten und den
neuen Ländern zu verfügen. Von den 17 Projekten Deut-
sche Einheit sind die Projekte 1 bis 9 der Eisenbahn zu-
geordnet:

1. ABS Lübeck/Hagenow Land–
Rostock–Stralsund,

2. ABS Hamburg–Büchen–Berlin,

3. ABS Uelzen–Salzwedel–Stendal,

4. ABS/NBS Hannover–Berlin,

5. ABS Helmstedt–Magdeburg–Berlin,

6. ABS Eichenberg–Halle,

7. ABS Bebra–Erfurt,

8. ABS/NBS Nürnberg–Erfurt–
Halle/Leipzig–Berlin und

9. ABS Leipzig–Dresden.

Diesen Projekten mit einem Investitionsvolumen von 
rd. 32,6 Mrd. DM kommt eine Schlüsselrolle beim Zu-
sammenwachsen der alten und der neuen Länder zu; sie
bilden einen wichtigen Baustein für den wirtschaftlichen
Aufholprozess im östlichen Teil Deutschlands.

1.2 Beschleunigung der Verkehrs-
wegeplanung

Zur Beschleunigung der Planungen für Verkehrsinfra-
strukturvorhaben in den neuen Ländern wurden folgende
Wege beschritten:

1. Im Dezember 1991 hat der Deutsche Bundestag mit
Zustimmung des Bundesrates das „Gesetz zur Be-
schleunigung der Planungen für Verkehrswege in den
neuen Ländern sowie im Land Berlin (Verkehrswege-
planungsbeschleunigungsgesetz)“ beschlossen, mit
dem in den neuen Ländern einerseits der Zeitraum von
der Entscheidung zum Bau großer Verkehrsprojekte
bis zu ihrer Verwirklichung verkürzt werden soll, an-
dererseits aber die rechtsstaatlich gebotenen Möglich-
keiten zur Wahrung öffentlicher und privater Belange
in den Planrechtsverfahren in vertretbarer Weise er-
halten bleiben. Anlass hierfür war die Erkenntnis, dass
es nach der Wiederherstellung der Einheit Deutsch-
lands besonders darauf ankommt, den wirtschaft-
lichen Aufschwung in den neuen Ländern so schnell
wie möglich mit leistungsfähigen Verkehrswegen
zwischen den alten und den neuen Ländern in die
Wege zu leiten. Das Gesetz ist am 19. Dezember 1991
in Kraft getreten und hat zu einem spürbar schnelleren
Abschluss von Planungsverfahren beigetragen.

Das Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz
erstreckt sich auf die Planung des Baus und der Ände-
rung von Verkehrswegen der Eisenbahnen des Bundes

• in den neuen Ländern und Berlin sowie

• von den durch § 1 der Fernverkehrswegebestim-
mungsverordnung vom 3. Juni 1992 bestimmten
Fernverkehrswegen zwischen diesen Ländern und
den nächsten Knotenpunkten des Hauptfernver-
kehrsnetzes des übrigen Bundesgebietes.

Die ursprünglich auf den 31. Dezember 1999 be-
schränkte Geltungsdauer des Gesetzes ist auf den 
31. Dezember 2004 verlängert worden.

2. Durch die Gründung von Planungsgesellschaften ist
ebenfalls ein Beitrag zum effektiven Ablauf der Pla-
nungs- und Bauverfahren nicht nur in den neuen Län-
dern, sondern auch in den alten Ländern geleistet wor-
den. Zu nennen sind
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• die Planungsgesellschaft Bahnbau Deutsche Einheit
mbH (PB DE), für die Verkehrsprojekte Deutsche Ein-
heit und weitere bedeutende Bauvorhaben

• die DBProjekt GmbH Knoten Berlin für die Verkehrs-
anlagen in Berlin

• die DBProjekt GmbH Köln-Rhein/Main für die NBS
Köln-Rhein/Main.

Diese Gesellschaften koordinieren die Planungen für
die genannten Schienenprojekte und sind für deren
Realisierung und Überwachung beim Bau zuständig.

1.3 Bundesverkehrswegeplan 1992

Der Bundesverkehrswegeplan 1992 (BVWP '92) ist ein
Investitionsrahmenplan für volkswirtschaftlich hochren-
table Verkehrswegeprojekte für den Zeitraum 1991 bis
2012. Vorgesehen sind Gesamtinvestitionen in Höhe von
fast 540 Mrd. DM, davon rd. 243 Mrd. DM für Neu- und
Ausbau und rd. 210 Mrd. DM für Substanzerhaltung und
Erneuerung der Schienenwege, Bundesfern- und Bundes-
wasserstraßen.

Der Anteil der Investitionen in die Bundesschienenwege
beträgt rd. 214 Mrd. DM, davon für Aus- und Neubau rd.
118 Mrd. DM. Damit liegt er erstmals in einem Bundes-
verkehrswegeplan über dem Anteil, der für Bundesfern-
straßen eingestellt ist.

Gemäß der Koalitionsvereinbarung zwischen der Sozial-
demokratischen Partei Deutschlands und Bündnis 90/ Die
Grünen vom 20. Oktober 1998 ist dieser BVWP '92 mit
dem Ziel zu überarbeiten, Investitionen in die Verkehrs-
wege und Umschlagplätze zur Umsetzung der ökonomi-
schen und ökologischen Ziele in ein umfassendes Ver-
kehrskonzept zu integrieren, das die Voraussetzung für die
Verlagerung möglichst hoher Anteile des Straßen- und
Luftverkehrs auf Schiene und Wasserstraße schafft.

Zur Überarbeitung gehören u.a.:

• Aktualisieren der Prognosen und Daten

• Modernisieren der Bewertungsmethodik

• Sicherstellen der Finanzierbarkeit einschließlich
der Folgekosten.

Damit werden die Grundlagen für den Entwurf des neuen
BVWP geschaffen. Zur Sicherstellung der Kontinuität der
Planungs- und Bauinvestitionen wurden alle laufenden
Vorhaben bei Straßen, Schienenstrecken und Wasserstra-
ßen in einem Investitionsprogramm für die Jahre 1999 bis
2002 zusammengefasst.

Vereinbarungen mit Nachbarländern

Vorhaben im internationalen Zusammenhang machen
eine Vereinbarung mit den jeweils betroffenen Nachbar-
ländern erforderlich. So kamen die Verkehrsminister
Deutschlands und Frankreichs überein, die deutschen und
französischen Hochgeschwindigkeitsnetze über Saar-
brücken und Straßburg miteinander zu verbinden. Die
deutsch-niederländische Vereinbarung über die Verbesse-
rung des bilateralen Schienenverkehrs vom 31. August
1992 hat die sogenannte Betuwe–Linie Rotterdam–Zeve-
naar und ihre Fortsetzung auf deutscher Seite sowie die
Errichtung einer Hochgeschwindigkeitsverbindung Ams-
terdam–Utrecht–Arnheim–Emmerich–Oberhausen–
Köln–Frankfurt am Main zum Gegenstand. Mit der
Tschechischen Republik wurden zwei Vereinbarungen
unterzeichnet mit dem Ziel, die Voraussetzungen für einen
modernen durchgehenden Eisenbahnverkehr zwischen
Nürnberg–Prag und (Berlin–) Dresden–Prag–Wien (mit
Österreich) zu schaffen und insbesondere die Zusammen-
arbeit zwischen den Eisenbahngesellschaften für den Ein-
satz von Fahrzeugen mit Neigetechnik zu unterstützen.

Mit der Schweiz wurde am 6. September 1996 vereinbart,
die Voraussetzungen für einen leistungsfähigen Eisen-
bahnverkehr zwischen Deutschland und der Schweiz, ins-
besondere auf der Hauptzulaufstrecke  zur neuen Eisen-
bahn-Alpentransversale (NEAT) Karlsruhe–Basel, zu
schaffen. Ebenso ist am 22. November 1999 mit Öster-
reich eine Vereinbarung zu den Strecken im Donaukorri-
dor Passau/Salzburg unterzeichnet worden. Auch mit Po-
len finden Gespräche über länderübergreifende Projekte
des Schienenverkehrs statt. Gemeinsam mit Dänemark
wird die Möglichkeit einer Hochgeschwindigkeitsverbin-
dung Hamburg–Kopenhagen einschließlich einer festen
Verbindung über den Fehmarnbelt untersucht.

Förderung durch die 
Europäische Union

Auf der Grundlage der am 23. Juli 1996 vom Europä-
ischen Parlament und dem Rat verabschiedeten „Gemein-
schaftlichen Leitlinien für den Aufbau eines transeuropä-
ischen Verkehrsnetzes“ (Entscheidung Nr. 1692/96) kann
die Gemeinschaft die finanziellen Anstrengungen der
Mitgliedsstaaten beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur
unterstützen.

Bis einschließlich 1999 hat die Gemeinschaft Zuschüsse
für folgende Vorhaben gewährt, die Teil der vom Europä-
ischen Rat 1994 ausgewählten 14 prioritären Vorhaben
sind:

1. Berlin Friedrichstraße–Hauptbahnhof 9,0 Mio. €

2. Nürnberg–Erfurt–Halle/Leipzig–Berlin
91,1 Mio. €
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3. Köln–Aachen 20,5 Mio. €

4. Köln–Rhein/Main 73,8 Mio. €

5. Grenze D/F–Saarbrücken–Ludwigs-
hafen/Kehl–Appenweier 5,0 Mio. €

6. Studie NBS „Stuttgart 21“ 3,5 Mio. €

7. KV-Vorhaben

• Großbeeren 5,0 Mio. €

• Halle/Leipzig 7,665 Mio. €

• Basel 8,0 Mio. €

• Magdeburg-Rothensee 2,75 Mio. €

Die Zuschüsse werden entsprechend dem Baufortschritt
verausgabt.

1.4 Neuordnung des Eisenbahn-
wesens

Mit dem Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 
20. Dezember 1993 und dem Gesetz zur Neuordnung 
des Eisenbahnwesens (Eisenbahnneuordnungsgesetz)
ENeuOG) vom 27. Dezember 1993 wurde das Verhältnis
des Bundes zu seinen Eisenbahnen auf eine neue Grund-
lage gestellt. Die Deutsche Bahn AG (DB AG) ist – anders
als die ehemalige Deutsche Bundesbahn und die ehema-
lige Deutsche Reichsbahn – nicht mehr Teil der bundesei-
genen Verwaltung. Das Eigentum an den Schienenwe-
gen und an den für den Bahnbetrieb notwendigen Anlagen
ist auf die DB AG übertragen worden. Damit obliegen der
DB AG alle sich aus der Eigentümerfunktion ergebenden
Rechte und Pflichten, die bezüglich der Infrastruktur von
Maßnahmen der laufenden Unterhaltung bis hin zu Er-
satzinvestitionen sowie Neu- und Ausbaumaßnahmen im
Schienennetz reichen.

Um den Verkehrsbedürfnissen der Allgemeinheit gemäß
Art. 87e Abs. 4 GG Rechnung zu tragen, finanziert der
Bund gemäß § 8 des Bundesschienenwegeausbaugesetzes
Bau, Ausbau und Ersatzinvestitionen in die Schienen-
wege der Eisenbahnen des Bundes, während die Kosten
der Unterhaltung und Instandsetzung der Schienenwege
von den Eisenbahnen des Bundes getragen werden. Über
die Finanzierung der vorgesehenen Investitionen (Neu-
bau, Ausbau, Ersatzmaßnahmen) sind gemäß § 9 des
Bundesschienenwegeausbaugesetzes Vereinbarungen
zwischen dem Bund und den Eisenbahnen des Bundes, in
der Regel ist dies die DB AG, zu schließen, in denen ins-
besondere der Umfang der vom Bund finanzierten Bau-
maßnahmen sowie deren Finanzierung durch zinslose
Darlehen oder Baukostenzuschüsse nach dem Bundes-
schienenwegeausbaugesetz oder durch Baukostenzu-

schüsse nach dem Deutsche Bahn Gründungsgesetz fest-
gelegt wird.

1.5 Investive Altlasten

Der Bund leistet gemäß § 22 Deutsche Bahn Gründungs-
gesetz (DBGrG) einen Beitrag zum Abbau u. a. der wirt-
schaftlichen Altlasten im Bereich des ehemaligen Sonder-
vermögens Deutsche Reichsbahn. Zu diesem Zweck stellt
er der DB AG im Zeitraum 1994 bis 2002 Zuwendungen
für Investitionen zur Angleichung des Schienennetzes
und der sonstigen erforderlichen Eisenbahninfrastruktur
des Bundes im Bereich des ehemaligen Sondervermögens
Deutsche Reichsbahn an den Ausbauzustand, die techni-
sche Ausstattung und das Produktivitätsniveau des bishe-
rigen Sondervermögens Deutsche Bundesbahn von insge-
samt höchstens bis zu 33 Mrd. DM zur Verfügung. 
Mindestens 30 vom Hundert dieser Mittel sind für Inves-
titionen zu verwenden, die dem Schienenpersonennah-
verkehr dienen.

In den Jahren 1994 bis 1999 wurden investive Altlasten in
einem Umfang von rd. 15,8 Mrd. DM u. a. in den Berei-
chen Bahnübergänge, Brücken, Stellwerkstechnik und
Anpassung des Geschwindigkeitsniveaus beseitigt.

1.6 Bedarfsplan Schiene

Gemäß Art. 87e Abs. 4 Grundgesetz gewährleistet der
Bund, dass dem Wohl der Allgemeinheit, insbesondere
den Verkehrsbedürfnissen, beim Ausbau und Erhalt des
Schienennetzes der Eisenbahnen des Bundes Rechnung
getragen wird. Das Nähere hierzu regelt das Bundes-
schienenwegeausbaugesetz (BSchwAG), das als Anlage
zu § 1 den Bedarfsplan für die Bundesschienenwege ent-
hält.

Zur Verwirklichung der vorgesehenen Projekte werden
vom Bundesministerium für Verkehr, Bau und Woh-
nungswesen gemäß BSchwAG auf der Grundlage des Be-
darfsplans Ausbaupläne in Form von Fünfjahresplänen
aufgestellt, die der zwischenzeitlich eingetretenen Ent-
wicklung in Wirtschaft und Verkehr Rechnung tragen. Zur
Verwirklichung des mittelfristigen Ausbaus war für den
ersten Ausbauplan ein Dreijahresplan (1995–1997) vor-
geschrieben.

Im Frühjahr 1997 legte das damalige Bundesministerium
für Verkehr den Fünfjahresplan 1998 bis 2002 vor.

Im Zuge der Konsolidierung des Bundeshaushaltes wur-
den mit dem Investitionsprogramm 1999 bis 2002 alle
laufenden Vorhaben sowie alle finanzierbaren Vorhaben
bei Straße, Schiene und Wasserstraße, die bis 2002 be-
gonnen werden sollen, zusammengefasst. Das Investi-
tionsprogramm überbrückt den Zeitraum bis zur Verab-
schiedung eines neuen Bundesverkehrswegeplans.
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1.7 Nahverkehrsquote

§ 8 Abs. 2 BSchwAG legt fest, dass 20 vomHundert der
vom Bund nach diesem Gesetz zur Verfügung gestellten
Mittel für Investitionen in die Schienenwege der Eisen-
bahnen des Bundes, die dem Schienenpersonennahver-
kehr dienen, zu verwenden sind. Der Mischbetrieb von
Personen- und Güterzügen des Fern- und Nahverkehrs auf
den meisten Strecken, insbesondere des bestehenden Net-
zes, läßt eine eindeutige Zuordnung einzelner Investitio-
nen auf spezifische Verkehrsarten nicht zu. Daher wurde
auf der Länder-Verkehrsministerkonferenz am 18./19.
Mai 1995 in Konstanz eine gemeinsame Erklärung verab-
schiedet, den Dreijahresplan (vgl. Abschnitt 1.6) um eine
zusätzliche Position „Schienenpersonennahverkehrs Vor-
haben (SPNV)“ zu ergänzen. Hiermit sollten die aus-
schließlich dem Nahverkehr dienenden Investitionen dar-
gestellt werden, die zusammen mit den dem Nahverkehr
dienenden Investitionen in gemischt genutzten Strecken
den gesetzlich vorgeschriebenen Anteil ergeben. Diese
Position wurde mit insgesamt 1,5 Mrd. DM für die Jahre
1995 bis 1997 dotiert. Im Fünfjahresplan 1998–2002 sind
hierfür 1,8 Mrd. DM vorgesehen. Für die im Rahmen die-
ser Mittelansätze zu finanzierenden Vorhaben, die die DB
AG gemäß § 8 Abs. 2 BSchwAG mit den Ländern ab-
stimmt, werden Sammelfinanzierungsvereinbarungen
zwischen dem Bund und der DB AG abgeschlossen.

1.8 Realisierte Bedarfsplan-Projekte
(Baufortschritte) 

Bis zum Abschluss des Geschäftsjahres 1999 beliefen
sich die Gesamtausgaben für die Schienenprojekte nach
dem Bedarfsplan auf

60 741 Mio. DM.

Hiervon entfielen auf die Maßnahmen des vordringlichen
Bedarfs

aus dem Überhang 41 968 Mio. DM,

auf die Neuen Vorhaben 18 773 Mio. DM.

Im Geschäftsjahr 1999 beliefen sich die Gesamtausgaben
für die Schienenprojekte nach dem Bedarfsplan auf

5 654 Mio. DM.

Hiervon entfielen auf die Maßnahmen des vordringlichen
Bedarfs

aus dem Überhang 3 300 Mio. DM,

auf die Neuen Vorhaben 2 354 Mio. DM.

Der Schwerpunkt der Investitionstätigkeit lag bereits wie
in den Vorjahren auch mit 1 339 Mio. DM bei den 
Verkehrsprojekten Deutsche Einheit. Hierbei standen
Streckenausbau, Streckenerneuerung und insbesondere

die Anhebung der Streckenhöchstgeschwindigkeit auf
160 km/h als Ausbaustandard im Vordergrund.

Wesentliche Investitionen wurden auch für die Neubau-
strecken Köln–Rhein/Main (2 032 Mio. DM) und Nürn-
berg–Ingolstadt–München (525 Mio. DM) sowie für die
Knotenprojekte Berlin (739 Mio. DM) getätigt.

1.9 Bestandsnetz

Neben den oben dargestellten Investitionen in Ausbau-
und Neubaustrecken werden auf der Grundlage des § 11
BSchwAG (Ersatzinvestitionen) gleichzeitig erhebliche
Mittel bereitgestellt, um die Leistungsfähigkeit im beste-
henden Schienennetz zu erhalten und zu verbessern. Ge-
rade diese Mittel kommen in erheblichem Umfang auch
Schienenstrecken des Nahverkehrs zugute. Die Investi-
tionen in das bestehende Schienennetz, die sowohl den
reinen Ersatz von Anlagen als auch Modernisierungs- und
geringfügige Erweiterungsmaßnahmen umfassen, ent-
sprechen ca. 40 % der gesamten Investitionsmittel.

1.10 Schallschutz- und Landschafts-
pflegerische Begleitmaßnahmen

Für die Ausbau- und Neubaumaßnahmen sind sowohl
Schallschutz- als auch Landschaftspflegerische Begleit-
maßnahmen Bestandteil der dargestellten Investitionen.
Bei Neubaumaßnahmen liegen die Investitionen für Maß-
nahmen des Schallschutzes und der Landschaftspflege
zusammen in der Regel zwischen 1 und 2 Mio. DM/km;
punktuell können diese Werte auch weitaus höher liegen.

Rechtsgrundlage für Schallschutzmaßnahmen an Schie-
nenwegen der Eisenbahnen sind

• die §§ 41– 43, 50 des Gesetzes zum Schutz vor
schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftver-
unreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzge-
setz – BImSchG) vom 15. März 1974

• die Sechzehnte Verordnung zur Durchführung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrs-
lärmschutzverordnung – 16. BImSchV) vom 
12. Juni 1990, sowie

• die Vierundzwanzigste Verordnung zur Durch-
führung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verkehrswege – Schallschutzmaßnahmenverord-
nung – 24. BImSchV) vom 4. Februar 1997.

Danach sind beim Bau neuer und der wesentlichen Ände-
rung vorhandener Schienenwege schädliche Verkehrsge-
räusche nach dem Stand der Technik zu vermeiden. Lärm-
vermeidung hat als aktiver Schallschutz Vorrang vor 
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passiven Schallschutzmaßnahmen an betroffenen bau-
lichen Anlagen. Ein Anspruch auf aktiven Schallschutz
besteht jedoch nur dann und insoweit, als die Kosten der
Maßnahmen nicht außer Verhältnis zum angestrebten
Schutzzweck stehen. Die gemäß BImSchG und 
16. BlmSchV bisher bei den Bedarfsplanmaßnahmen ge-
planten und vorgesehenen Schallschutzmaßnahmen er-
fordern für 

• aktiven Schallschutz

ca. 1 100 Mio. DM

• passiven Schallschutz

ca. 40 Mio. DM.

Neu- und Ausbaumaßnahmen stellen in der Regel auch
Eingriffe in Natur und Landschaft dar. Diese Vorhaben
unterliegen dem Gesetz über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) vom 12. Februar 1990. Das Ergebnis der
nach § 3 UVPG durchzuführenden Prüfung führt in der
Regel dazu, dass das Vorhaben nur unter bestimmten Be-
dingungen bzw. Auflagen zugelassen wird. Hierzu gehö-
ren z.B. Maßnahmen zur Eingriffsminimierung (Abstand
von Krankenhäusern und Schulen, flächensparende Bau-
weise, Freihaltung von Luftaustauschbahnen etc.) und die
naturschutzrechtlichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men. Grundlage für diese Maßnahmen ist in erster Linie 
§ 8 des Gesetzes über Naturschutz und Landespflege
(Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 20. Dezem-
ber 1976.

Neben dem UVPG und dem BNatSchG hat der Verursa-
cher eines Eingriffs weitere bundes- und landesrechtliche
Bestimmungen zu Landschaftspflege und Naturschutz zu
beachten.

Die nach den Naturschutzgesetzen des Bundes und der
Länder bisher bei den Vorhaben des Bedarfsplanes ge-
planten und vorgesehenen Landschaftspflegerischen Be-
gleitmaßnahmen beinhalten ein Investitionsvolumen von
ca. 300 Mio. DM.

1.11 Berücksichtigung der Belange
Behinderter

Gemäß § 2 Abs. 3 Eisenbahn- Bau- und Betriebsordnung
(EBO) ist die Benutzung der Bahnanlagen und Fahrzeuge
durch Behinderte und alte Menschen sowie Kinder und
sonstige Personen mit Mobilitätseinschränkungen zu er-
leichtern. Diese Generalklausel soll sicherstellen, dass für
den genannten Personenkreis Erschwernisse unter Beach-
tung des Grundsatzes der Vernältnismäßigkeit behoben
oder gemildert werden.

Zur Ausfüllung dieser Grundsätze werden beim Ausbau
der Bundesschienenwege folgende Kriterien angewandt:

• Bei Neubauten und wesentlichen Änderungen von
Anlagen mit hoher Frequentierung durch Reisende
sollen bauliche Maßnahmen für besondere Personen-
gruppen sofort realisiert werden.

• Bei Neubauten und wesentlichen Änderungen von
Anlagen mit niedriger Frequentierung durch Reisende
sollen bauliche Maßnahmen für besondere Personen-
gruppen bei tatsächlichem Bedarf sofort realisiert
werden.

• In allen anderen Fällen muß darauf geachtet werden,
dass die Nachrüstung mit baulichen Maßnahmen für
besondere Personengruppen ohne wesentliche Mehr-
kosten bei Bedarf, der aufgrund der örtlichen Gege-
benheiten im Einzelfall vorliegen kann (z. B. Anbin-
dung eines Altersheimes, Behindertenwohnheimes 
o. ä.), möglich ist.

1.12 Änderungen ab dem Jahr 1998

Mit dem Inkrafttreten der Bahnreform zum 1. Januar 1994
hatten sich die Randbedingungen für die Finanzierung
von Schieneninfrastrukturinvestitionen der Eisenbahnen
des Bundes grundlegend geändert. Die Mittel nach
BSchwAG bzw. DBGrG werden seitdem als staatliche
Zuwendungen an ein Privatunternehmen (vgl. Abschnitt
1.4) gewährt. Das dadurch notwendige Verfahren mußte
sich zwangsläufig erst einmal einspielen. Im Laufe der
Zeit haben sich dabei Verbesserungsmöglichkeiten ge-
zeigt, die 1997 zwischen der DB AG, dem Bundesminis-
terium der Finanzen und dem Bundesministerium für Ver-
kehr unter beratender Beteiligung des Bundesrechnungs-
hofes diskutiert wurden.

Als Ergebnis wurden ab 1998 folgende Vereinfachungen
vorgenommen:

• Bei Vorhaben des Bedarfsplans Schiene überwiegt das
volkswirtschaftliche Interesse an deren Realisierung.
Es ist deshalb sachgerecht, diese Vorhaben anders als
bisher – vollständig mit nichtrückzahlbaren Baukos-
tenzuschüssen zu finanzieren. In den ersten Jahren
nach Inkrafttreten der Bahnreform war das unterneh-
merische Eigeninteresse der DB AG in der Weise be-
rücksichtigt worden, dass die Finanzierung teilweise
mit staatlichen Darlehen erfolgte.

• An den Maßnahmen im bestehenden Netz hat die DB
AG ein hohes unternehmerisches Interesse. Sie wer-
den in der Regel nur noch anteilig durch den Bund mit
zinslosen Darlehen nach BSchwAG bzw. mit Baukos-
tenzuschüssen für investive Altlasten nach DBGrG fi-
nanziert. Die restliche Finanzierung ist durch die DB
AG zu sichern. Durch diesen Eigenanteil besteht für
die DB AG ein hoher Anreiz zur wirtschaftlichen Pla-
nung und Durchführung der Maßnahmen. Die Dispo-
nierung der Maßnahmen und der verfügbaren Mittel
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kann deshalb weitgehend eigenverantwortlich durch
die DB AG erfolgen. Der notwendige Nachweis der
Mittelverwendung erfolgt durch das Testat eines Wirt-
schaftsprüfers.

Die Umstellung der Finanzierung ist für die DB AG be-
lastungsneutral, weil die zusätzlichen Eigenmittel für
Maßnahmen im bestehenden Netz wertmäßig den entfal-
lenen Darlehensanteilen bei den Bedarfsplanvorhaben
entsprechen.

Folgende Investitionen in das bestehende Netz sind von
dem neuen Verfahren ausgenommen und werden auch

künftig in Höhe der zuwendungsfähigen Kosten vollstän-
dig mit Bundesmitteln finanziert:

• Grunderneuerung S-Bahn Berlin

• Maßnahmen nach den §§ 3 und 13 Eisenbahnkreu-
zungsgesetz

• Sammelvereinbarung Sanierung Personenbahnhöfe

• Investitionen, die dem Schienenpersonennahverkehr
dienen.
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